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1. Verzicht auf Finanzplandarlehen bei Sanierungsge-
winnen 

 
Für Sanierungsgewinne gelten besondere Billigkeitsregelungen, die im 
Kern eine Steuerstundung und einen Steuererlass vorsehen. Das Finanz-
ministerium Schleswig-Holstein erklärt, wann diese Regelungen auf Ge-
winne aus dem Darlehensverzicht von GmbH-Gesellschaftern angewandt 
werden können. 
Um ein Unternehmen vor dem finanziellen Zusammenbruch zu retten, verzichten 
dessen Schuldner häufig auf Teile ihrer Forderungen, um so zur Sanierung 
beizutragen. Da durch den Schuldenerlass jedoch Gewinne entstehen (Erhö-
hung des Betriebsvermögens), würde ein regulärer Steuerzugriff darauf die 
Sanierungsbemühungen schnell konterkarieren. Um diese erhebliche Härte für 
das sanierungsbedürftige Unternehmen abzumildern, hat das Bundesfinanzmi-
nisterium bereits mit Schreiben vom 27.3.2003 (sog. Sanierungserlass) besonde-
re Billigkeitsregelungen aufgestellt, die im Kern eine Stundung und einen Erlass 
der auf Sanierungsgewinne entfallenden Steuern vorsehen. 
Darlehensverzicht von Gesellschaftern 
Wann der Darlehensverzicht eines GmbH-Gesellschafters gegenüber seiner 
Gesellschaft zu einem solchen begünstigten Sanierungsgewinn führen kann, hat 
das Finanzministerium Schleswig-Holstein mit Erlass vom 16.4.2014 näher 
beleuchtet. Nach der Weisung können die begünstigenden Billigkeitsregelungen 
des Bundesfinanzministeriums nur zur Anwendung kommen, wenn der Darle-
hensverzicht eigenbetrieblich und nicht gesellschaftsrechtlich veranlasst ist. Eine 
solche schädliche gesellschaftsrechtliche Veranlassung liegt dabei grundsätzlich 
vor, wenn das Darlehen als Finanzplandarlehen ausgereicht wurde – es von den 
Gesellschaftern also zur Finanzierung des Unternehmens ("finanzplanmäßig") 
gewährt worden ist. 
Verzicht auf Finanzplandarlehen kann begünstigt sein 
Nach der Weisung des Finanzministeriums können allerdings auch Gewinne aus 
dem Verzicht auf Finanzplandarlehen begünstigt sein, sofern nicht nur der 
Gesellschafter, sondern auch unbeteiligte Dritte auf Darlehen verzichten bzw. 
anderweitig zur Sanierung beitragen. In diesem Fall – der als Gläubigerakkord 
bezeichnet wird – handelt der Gesellschafter mit seinem Darlehensverzicht wie 
ein fremder Dritter und somit aus betrieblichen Gründen heraus, sodass die 
begünstigenden Regelungen für Sanierungsgewinne dann auf alle Darlehens-
formen – somit auch auf Finanzplandarlehen – angewandt werden können. 
Nachträgliche Anschaffungskosten 

Hat ein Gesellschafter im Zuge eines Gläubigerakkords auf sein Darlehen ver-
zichtet und das Finanzamt einen begünstigten Sanierungsgewinn angenommen, 
so können nach der Weisung des Finanzministeriums bei einer späteren Veräu-
ßerung oder Auflösung der Gesellschaft gleichwohl nachträgliche Anschaffungs-
kosten anzunehmen sein. 
Einheitliche Betrachtungsweise 
Beim Darlehensverzicht eines Gesellschafters darf keine Aufteilung in der Form 
erfolgen, dass der werthaltige Teil der Forderung als gesellschaftsrechtlich und 
der nicht werthaltige Teil als eigenbetrieblich angesehen wird. Stattdessen kann 
der Verzicht nur als Ganzes entweder als eigenbetrieblich oder gesellschafts-
rechtlich veranlasst beurteilt werden. Nur wenn die Gesamtbetrachtung ergibt, 
dass der Verzicht eigenbetrieblich veranlasst ist, kann von einer Sanierungsab-
sicht des Gesellschafters ausgegangen werden, die Voraussetzung für die 
Annahme eines begünstigten Sanierungsgewinns ist. Liegt hingegen eine gesell-
schaftsrechtliche Veranlassung vor, müssen die Grundsätze der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs vom 9.6.1997 zum Verzicht eines Gesellschafters auf eine 
nicht mehr vollwertige Forderung gegenüber seiner Kapitalgesellschaft beachtet 
werden. 
 
 
2. Berichtigung bei Fehlbeurteilung des Vorsteuerab-

zugs 
 
Darf das Finanzamt einen rechtlich unzutreffend gewährten Vorsteuerab-
zug in den Folgejahren korrigieren oder kann es nur eine rückwirkende 
Änderung der ursprünglichen Steuerfestsetzung vornehmen? Eine Antwort 
darauf lieferte jetzt das Thüringer Finanzgericht. 
Hintergrund 
Ein Unternehmer erwarb in 2002 ein Fahrzeug und machte die entstandene 
Umsatzsteuer in voller Höhe als Vorsteuer geltend. Das Finanzamt stimmte der 
Umsatzsteuererklärung zu, obwohl nach damaliger Rechtslage nur ein Vor-
steuerabzug von 50 % zulässig war. Da der Unternehmer das Fahrzeug in der 
Folgezeit nicht seinem Unternehmensvermögen zuordnete (= materiell-rechtliche 
Voraussetzung für den Vorsteuerabzug), berichtigte das Finanzamt die Vor-
steuer für die Folgejahre; entsprechende Änderungsbescheide ergingen in 2009. 
Eine Änderung der ursprünglich fehlerhaften Umsatzsteuerfestsetzung 2002 war 
wegen abgelaufener Festsetzungsfrist nicht mehr möglich. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht entschied, dass das Finanzamt nicht zur Vorsteuerberichti-
gung berechtigt war. Denn vorliegend hatte sich nicht die rechtliche Beurteilung 
der Ausgangsumsätze als steuerpflichtig/steuerfrei geändert, sondern das 
Finanzamt hatte versucht, eine frühere rechtliche Fehlbeurteilung zu korrigieren. 
Eine Berichtigung aus diesen Gründen hielt das Finanzgericht aber nicht für 
zulässig, da § 15a Abs. 1 UStG lediglich eine geänderte Verwendung von Wirt-
schaftsgütern erfasst und nicht die Fehlbeurteilung eines Vorsteuerabzugs. 
Letztere kann allenfalls über die allgemeinen Änderungsvorschriften der Abga-
benordnung korrigiert werden (Änderung der ursprünglich fehlerhaften Steuer-
festsetzung), was im Urteilsfall jedoch nicht mehr zulässig war. 
 
 
3. Investitionsabzugsbetrag: Berechnung der Betriebs-

größe 
 
Die für den Investitionsabzugsbetrag maßgebliche Betriebsgröße ist bei 
bilanzierenden Unternehmen aus dem in der Steuerbilanz ausgewiesenen 
Kapitalkonto abzuleiten. In der Handelsbilanz ausgewiesene Ansprüche auf 
Investitionszulage bleiben dabei unberücksichtigt. 
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Hintergrund 
Das steuerliche Kapitalkonto der Klägerin betrug zum 31.12.2009 325.000 EUR. 
Ein Anspruch auf Investitionszulage von ca. 43.000 EUR wurde dabei nicht 
berücksichtigt. Das Finanzamt erfasste auch diesen Anspruch, sodass der für 
2009 maßgebliche Grenzwert für die Betriebsgröße von 335.000 EUR überschrit-
ten wurde und versagte den beantragten Investitionsabzugsbetrag. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab der hiergegen gerichteten Klage statt. Nach Auffassung 
des Finanzgerichts muss der Anspruch auf Investitionszulage für das abgelaufe-
ne Wirtschaftsjahr in der Handelsbilanz ausgewiesen werden. Steuerrechtlich sei 
er, jedenfalls für Zwecke des § 7g EStG nicht zu berücksichtigen, weil die Werte 
der Handelsbilanz für die Größenmerkmale unerheblich seien. Der Anspruch auf 
Investitionszulage sei in der Steuerbilanz nicht zu erfassen und beeinflusse die 
Höhe des Betriebsvermögens somit nicht. 
Die Investitionszulage sei ausdrücklich von der Steuerpflicht ausgenommen und 
falle unter keine Einkunftsart. Der Anspruch auf Investitionszulage sei keine 
Forderung im Sinne der Steuerbilanz. Daraus folge, dass in der Handelsbilanz 
ein anderer Wert anzusetzen sei als in der Steuerbilanz. Das 
Investitionszulagengesetz beabsichtige die Vermeidung steuerlicher Gewinn-
auswirkungen der Investitionszulage. Eine Berücksichtigung des Anspruchs bei 
der Ermittlung der Betriebsgröße konterkariere den Sinn und Zweck der steuerli-
chen Förderung, denn sowohl die Investitionszulage als auch der Investitionsab-
zugsbetrag sollen die Liquidität von kleinen und mittelständischen Unternehmen 
stärken. Steuerrechtlich sei die Investitionszulage als außerbilanzieller Posten 
daher für die Berechnung des Betriebsvermögens unschädlich. 
 
 
4. Lohnsteuer-Nachschau: Wenn das Finanzamt spontan 

vorbeischaut 
 
Lohnsteuer-Nachschau ohne Ankündigung möglich 
Die Lohnsteuer-Nachschau muss nicht angekündigt werden. Der Arbeitgeber hat 
dem mit der Lohnsteuer-Nachschau beauftragten Amtsträger auf Verlangen 
Lohn- und Gehaltsunterlagen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und 
andere Urkunden vorzulegen. Zudem muss er Auskünfte erteilen, soweit dies zur 
Feststellung steuerlich erheblicher Sachverhalte zweckdienlich ist. 
Darüber hinaus haben die Mitarbeiter dem Amtsträger jede gewünschte Auskunft 
über Art und Höhe ihrer Einnahmen zu geben und auf Verlangen in ihrem Besitz 
befindliche Bescheinigungen über den Lohnsteuerabzug sowie Belege über 
bereits entrichtete Lohnsteuer vorzulegen. 
Nahtloser Übergang zur Außenprüfung zulässig 
Geben die bei der Lohnsteuer-Nachschau getroffenen Feststellungen hierzu 
Anlass, kann ohne vorherige Prüfungsanordnung zu einer Lohnsteuer-
Außenprüfung übergegangen werden. Dies kann insbesondere angezeigt sein, 

· wenn bei der Lohnsteuer-Nachschau erhebliche Fehler beim Steuerabzug 
vom Arbeitslohn festgestellt wurden, 

· wenn der Sachverhalt im Rahmen der Lohnsteuer-Nachschau nicht ab-
schließend geprüft werden kann und weitere Ermittlungen erforderlich 
sind, 

· wenn der Arbeitgeber seinen Mitwirkungspflichten im Rahmen der Lohn-
steuer-Nachschau nicht nachkommt oder 

· wenn die Ermittlung aufgrund fehlenden Datenzugriffs nicht oder nur 
erschwert möglich ist. 

 
 
5. Ausgleichszahlung für rechtswidrig geleistete Mehr-

arbeit ist Arbeitslohn 
 
Erhält ein verbeamteter Feuerwehrmann von seinem Arbeitgeber eine 
Ausgleichszahlung für rechtswidrig erbrachte Mehrarbeit, muss er diese 
Gelder als Arbeitslohn versteuern. 
Hintergrund 
Ein Feuerwehrbeamter der städtischen Berufsfeuerwehr erhielt von seinem 
Arbeitgeber im Jahr 2012 eine Ausgleichszahlung für rechtswidrig erbrachte 
Mehrarbeit in Höhe von 20.000 EUR, die er als steuerfreie Schadensersatzleis-
tung anerkannt wissen wollte. Er argumentierte, dass die Gelder keinen Entloh-
nungs- oder Lohnersatzcharakter hätten, da entsprechende Schadensersatzan-
sprüche nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs vorrangig auf 
Freizeitausgleich (Naturalrestitution) gerichtet seien. Das Finanzamt setzte die 
Zahlungen hingegen als (ermäßigt zu besteuernden) Arbeitslohn an. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster urteilte, dass das Amt die Zahlungen zu Recht als 
Arbeitslohn angesetzt hatte. 
Zu den Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit gehören alle Güter in Geld- 
oder Geldeswert, die einem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis für das 
Zurverfügungstellen seiner individuellen Arbeitskraft zufließen. Nach der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs werden Vorteile "für" eine Beschäftigung 
gewährt, wenn sie durch das individuelle Dienstverhältnis des Arbeitnehmers 
veranlasst sind – wenn also der Vorteil mit Rücksicht auf das Dienstverhältnis 
eingeräumt wird und sich die Leistung im weitesten Sinne (objektiv) als Gegen-
leistung für das Zurverfügungstellen der individuellen Arbeitskraft des Arbeit-
nehmers erweist. 
Legt man diese Grundsätze zugrunde, sind die streitbefangenen Ausgleichszah-
lungen letztlich dafür zugeflossen, dass der Arbeitnehmer seine individuelle 
Arbeitskraft zur Verfügung gestellt hat. 

Ob die Zahlung Ausfluss eines unionsrechtlichen Staatshaftungsanspruchs ist, 
konnte das Finanzgericht dahingestellt lassen, da das Bundesverwaltungsgericht 
bereits entschieden hatte, dass der zusätzliche Dienst eines Beamten und der 
damit verbundene Freizeitverlust nach nationalem Recht keinen Schaden dar-
stellt; demnach steht dem Arbeitnehmer für unionsrechtswidrig geleistete Mehr-
arbeit (neben einem möglichen unionsrechtlichen Staatshaftungsanspruch) ein 
beamtenrechtlicher Ausgleichsanspruch zu. Diese Einordnung als auch die 
Berechnung der Ausgleichszahlung im Urteilsfall (angelehnt an das Gesetz über 
die Mehrarbeit von Feuerwehrleuten) sprachen für den Arbeitslohncharakter der 
Ausgleichszahlung. 
 
 
6. Wann Alkohol eine Kündigung rechtfertigt 
 
Alkoholisiert Autofahren im Dienst, das geht nicht. Daher hatte das Ar-
beitsgericht Berlin die Kündigung eines Berufskraftfahrers bestätigt. Nicht 
so das Landesarbeitsgericht in zweiter Instanz: Da der alkoholabhängige 
Beschäftigte zu einer Therapie bereit war, kann die Krankheit eventuell 
geheilt werden. 
Natürlich verletze ein Berufskraftfahrer seine Hauptpflichten aus dem Arbeitsver-
trag in erheblichem Maße, wenn er das Firmenfahrzeug unter Alkoholeinfluss am 
öffentlichen Straßenverkehr teilnehme, urteilte nun das Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg. Allerdings hielten die Richter dem Beschäftigten seine 
Alkoholabhängigkeit zugute. Aufgrund der Krankheit sei dem Beschäftigten kein 
Schuldvorwurf zu machen. 
Bei Alkoholkrankheit: Bereit zur Therapie? 
Für eine wirksame Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist in diesem Fall eine 
Prognose zu treffen: Wenn anzunehmen ist, dass der Arbeitnehmer aufgrund 
seiner Alkoholabhängigkeit seinen arbeitsvertraglichen Pflichten dauerhaft nicht 
nachkommen kann, kann die Kündigung gerechtfertigt sein. Von einer solchen 
negativen Prognose könne man jedoch nicht ausgehen, wenn der Arbeitnehmer 
– wie im entschiedenen Fall – im Zeitpunkt der Kündigung ernsthaft zu einer 
Alkoholtherapie bereit war. 
Im konkreten Fall war der Arbeitnehmer als Berufskraftfahrer beschäftigt und 
verursachte mit seinem Lkw unter Alkoholeinfluss (0,64 Promille) einen Unfall. 
Es entstand ein größerer Sachschaden, der Unfallgegner wurde dabei verletzt. 
Im Betrieb bestand ein absolutes Alkoholverbot. 
Bundesarbeitsgericht: Keine Therapie, keine positive Prognose 
Letztlich orientierte sich das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg am Bun-
desarbeitsgericht. Das oberste Arbeitsgericht entschied zum Beispiel über die 
Kündigung eines alkoholkranken Mitarbeiters; für den zweiten Senat kam es 
damals auf folgendes an: "Ist im Zeitpunkt der Kündigung die Prognose gerecht-
fertigt, der Arbeitnehmer biete aufgrund einer Alkoholsucht dauerhaft nicht die 
Gewähr, in der Lage zu sein, die vertraglich geschuldete Tätigkeit ordnungsge-
mäß zu erbringen, kann eine ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
gerechtfertigt sein." 
Das Bundesarbeitsgericht billigte damals die Kündigung, da der Mitarbeiter 
gerade nicht zu einer entsprechenden Therapie bereit war. "Für die Prognose im 
Hinblick auf die weitere Entwicklung einer Alkoholerkrankung kommt es ent-
scheidend darauf an, ob der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Kündigung bereit 
ist, eine Entziehungskur beziehungsweise Therapie durchzuführen. Lehnt er das 
ab, kann erfahrungsgemäß davon ausgegangen werden, dass er von seiner 
Alkoholabhängigkeit in absehbarer Zeit nicht geheilt wird", urteilte das Bundesar-
beitsgericht. Da die Alkoholerkrankung zudem die betrieblichen Interessen 
erheblich beeinträchtigte und eine Interessenabwägung zugunsten des Arbeitge-
bers ausfiel, war die damalige Kündigung für das Bundesarbeitsgericht rechtmä-
ßig. 
Landesarbeitsgericht: Abmahnung hätte genügt 
Im Ergebnis anders entschied nun das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg: 
Es lehnte die Kündigung im aktuellen Fall ab. Bei einer – im aktuellen Fall – 
bestehenden Therapiebereitschaft könne vom Arbeitgeber in der Regel erwartet 
werden, das Fehlverhalten abzumahnen und das Arbeitsverhältnis fortzusetzen. 
Das Arbeitsgericht Berlin hatte noch die ordentliche Kündigung für sozial ge-
rechtfertigt gehalten. Die Arbeitsrichter urteilten: Ob alkoholerkrank oder nicht, 
dem Beschäftigten sei vorzuwerfen, eine Fahrt mit dem Kraftfahrzeug unter 
Alkoholeinfluss angetreten und hierdurch andere gefährdet zu haben. Wegen der 
Schwere der Pflichtverletzung rechtfertige dieses Verhalten die Kündigung – 
auch ohne Ausspruch einer Abmahnung. 
Arbeitsgericht: Keine Abmahnung wegen schwerer Pflichtverletzung 
Der Arbeitgeber müsse dafür Sorge tragen, dass das Alkoholverbot von allen 
Fahrern beachtet werde. Dies sei mit einer bloßen Abmahnung nicht zu errei-
chen, argumentierten noch die Richter der ersten Instanz. Auch habe der Arbeit-
nehmer letztlich keine Einsicht in sein Fehlverhalten gezeigt. 
Dieser Argumentation ist das Landesarbeitsgericht letztlich nicht gefolgt. 
 
 
7. Steuerberater darf Einspruch nicht eigenmächtig zu-

rücknehmen 
 
Nimmt ein Steuerberater einen Einspruch ohne vorherige Rücksprache mit 
seinem Mandanten zurück, verstößt er gegen seine Pflichten aus dem 
Beratungsvertrag und macht sich schadensersatzpflichtig.  
Hintergrund 
Streckt ein Steuerberater im Streit mit dem Finanzamt vorzeitig die Waffen ohne 
sich zuvor mit seinem Mandanten abzusprechen, so kann dieses Vorgehen für 
ihn in einer Schadensersatzzahlung münden. So geschehen kürzlich in einem 
Fall vor dem Bundesgerichtshof, in dem ein Steuerberater für seinen Mandanten 
die Kosten einer doppelten Haushaltsführung geltend gemacht hatte; der Man-



 
 
dant hatte seinen Ersthaushalt jedoch aus privaten Gründen vom Beschäfti-
gungsort wegverlegt (sog. Wegverlegungsfall), was von der damals geltenden 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht steuerlich anerkannt wurde. Nach-
dem das Finanzamt den Kostenabzug verwehrt hatte, legte der Berater zunächst 
im Auftrag seines Mandanten Einspruch ein. Als das Amt jedoch signalisierte, 
dass es an seiner ablehnenden Auffassung festhalten wird, nahm der Steuerbe-
rater den Einspruch am 12.2.2009 zurück – ohne diesen Schritt mit seinem 
Mandanten zu besprechen. Es kam wie es kommen musste: 3 Wochen später, 
am 5.3.2009, änderte der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung und erkannte 
eine doppelte Haushaltsführung nun auch in Wegverlegungsfällen an. Aufgrund 
des zurückgenommenen Einspruchs konnte der Mandant nun nicht mehr von der 
Rechtsprechungsänderung profitieren, sodass er vom Berater einen Schadens-
ersatz in Höhe der entgangenen Steuerersparnis verlangte. Das Amtsgericht 
verurteilte den Berater zur Zahlung von 1.100 EUR und das Berufungsgericht 
folgte der Entscheidung. Auch die Revision des Beraters vor dem Bundesge-
richtshof blieb nun ohne Erfolg 
Bundesgerichtshof nimmt Pflichtverletzung des Beraters an 
Der Bundesgerichtshof urteilte, dass der Berater gegen seine Pflichten aus dem 
Beratungsvertrag verstoßen hatte, indem er den Einspruch eigenmächtig zu-
rückgenommen hatte. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs ist der Steuerberater grundsätzlich verpflichtet, die Weisungen seines 
Mandanten zu befolgen. Will er von dessen Weisungen abweichen, muss er ihn 
darüber informieren und (grundsätzlich) dessen Entscheidung abwarten. Da der 
Mandant das Misserfolgs- und Kostenrisiko des Auftrags trägt, hat er und nicht 
der steuerliche Berater die grundlegenden Entscheidungen darüber zu treffen, in 
welcher Weise seine Interessen wahrgenommen werden sollen. Trotz höherer 
Sachkunde darf ein Berater seine Entscheidung nicht an die Stelle derjenigen 
seines Mandanten stellen. 
Vorliegend hat der Berater mit seiner Einspruchsrücknahme gegen die Weisung 
seines Mandanten verstoßen, da ein Auftrag zur Einspruchseinlegung nach 
Ansicht des Bundesgerichtshofs in aller Regel zugleich beinhaltet, dass der 
Einspruch auch "durchgefochten" und eben nicht zurückgenommen wird. 
Pflichtverletzung hat Schaden versursacht 
Der Bundesgerichtshof ging zudem davon aus, dass die begangene Pflichtver-
letzung den vorliegend geltend gemachten Schaden des Mandanten auch 
verursacht hat. Zwar hatte der Berater mehrfach erklärt, dass sein Mandant einer 
Einspruchsrücknahme zugestimmt hätte, wenn er zuvor informiert worden wäre. 
Der Bundesgerichtshof ließ dieses Argument jedoch unberücksichtigt und zog 
stattdessen den Beweis des ersten Anscheins heran. Dieser sprach dafür, dass 
der Mandant der Einspruchsrücknahme nicht zugestimmt hätte. Denn er hatte 
die Einlegung eines Einspruchs zuvor beauftragt, obwohl die Zeichen gegen ihn 
standen (= die ständige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs seinem Anliegen 
entgegenstand). Daraus wird deutlich, dass er einen Kostenabzug nur mit 
"durchgefochtenem" Einspruch hätte erreichen können. 
Aussagen zur Pflichtlektüre eines Steuerberaters 
Das Berufungsgericht hatte die Pflichtverletzung zuvor noch darin gesehen, dass 
der Berater von dem möglicherweise anstehenden Rechtsprechungswechsel 
hätte wissen müssen. Demnach sei er gehalten gewesen, den Jahresbericht des 
Bundesfinanzhofs zu lesen, in dem über das anhängige Revisionsverfahren 
berichtet worden sei. 
Der Bundesgerichtshof erteilte diesem Argument jedoch eine klare Absage und 
erklärte, dass dem Berater nicht vorgeworfen werden kann, dass er bei Rück-
nahme des Einspruchs auf den Fortbestand der (ablehnenden) Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs zu Wegverlegungsfällen vertraut hatte. Denn ein Berater 
ist (ohne besonderen Anlass) nicht verpflichtet, die Jahresberichte des Bundesfi-
nanzhofs einzusehen. Zum Themenkreis "Pflichtlektüre eines Steuerberaters" 
machte der Bundesgerichtshof zudem folgende Aussagen: 

· Ein Steuerberater darf grundsätzlich auf den Fortbestand der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung vertrauen. Er muss sich aber über deren Ent-
wicklung anhand der amtlichen Sammlungen und der einschlägigen 
Fachzeitschriften unterrichten. 

· Eine Änderung der Rechtsprechung muss der Berater in Betracht ziehen, 
wenn ein oberstes Gericht sie in Aussicht stellt oder neue Entwicklungen 
in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft sich auf eine ältere Recht-
sprechung auswirken können und es zu einer bestimmten Frage an neue-
ren höchstrichterlichen Erkenntnissen fehlt. 

· Ausnahmsweise kann der Berater verpflichtet sein, die Rechtsprechung 
der Instanzgerichte und das Schrifttum (einschließlich Aufsatzliteratur) 
heranzuziehen, wenn sich ein Rechtsgebiet eindeutig fortentwickelt und 
neue höchstrichterliche Rechtsprechung erwartet werden kann. Hat der 
Berater einen entsprechenden Fall zu bearbeiten, muss er auch Spezial-
zeitschriften durchsehen. 

· Als Pflichtlektüre eines Beraters kommen vor allem das Bundessteuerblatt 
und die Zeitschrift "Deutsches Steuerrecht" in Betracht. 

· Reine Entscheidungssammlungen wie z. B. die Zeitschrift "BFH/NV" muss 
der Berater nicht vollständig auswerten. 

· Die monatlich als Anlage zum Bundessteuerblatt erscheinende Liste der 
anhängigen Verfahren beim Bundesfinanzhof muss der Berater ebenfalls 
nicht durchsehen. 

· Die Zeitschrift "Der Ertragsteuerberater" gehört nicht zur Pflichtlektüre 
eines Steuerberaters. 

 
 
8. Operationskosten als außergewöhnliche Belastung 
 
Eine Methode ist wissenschaftlich nicht anerkannt, wenn Qualität und 
Wirksamkeit nicht dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse entsprechen. 

Hintergrund 
Zu entscheiden war, ob Aufwendungen für die operative Behandlung eines 
Lipödems (an den Unterschenkeln auftretende Schwellung des Fettgewebes, 
"Reiterhosenfettsucht") durch Liposuktion ("Fettabsaugung") als außergewöhnli-
che Belastung absetzbar sind. 
A machte für 2007 rund 12.000 EUR als außergewöhnliche Belastung geltend. 
Es handelt sich im Wesentlichen um Vorauszahlungen für eine im November 
2007 und im Januar 2008 (Beine) sowie im April 2008 (Arme) durchgeführte 
Liposuktion. 
Nach einem privatärztlichen Attest vom Juli 2007 wurde im Sommer 2006 ein 
Lipödem diagnostiziert. Die Krankenkasse lehnte die Kostenübernahme ab. Es 
handele sich um eine "unkonventionelle Behandlungsmethode". Aus schulmedi-
zinischer Sicht ständen konservative Behandlungsmethoden (physikalische 
Entstauungstherapie) zur Verfügung. Nach einem Attest des behandelnden 
Arztes vom April 2008 sowie den Befundberichten vom Januar 2008 war die 
Operation aus medizinischer Sicht notwendig. Im Februar 2008 stellte das 
Gesundheitsamt eine Bescheinigung aus, nach der die Liposuktion als Behand-
lung des vorliegenden Störungsbildes "nicht anerkannt" sei und aus medizini-
scher Sicht nicht als notwendig angesehen werden könne. 
Das Finanzamt lehnte die Anerkennung der Operationskosten als außergewöhn-
liche Belastung ab. Ebenso entschied das Finanzgericht mit der Begründung, es 
sei kein vor der Behandlung ausgestelltes amtsärztliches Attest vorgelegt wor-
den, aus dem sich die Zwangsläufigkeit ergebe. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof hob das Finanzgerichtsurteil auf und verwies die Sache an 
das Finanzgericht zurück. 
Bei krankheitsbedingten Aufwendungen für wissenschaftlich nicht anerkannte 
Behandlungsmethoden (z. B. Frisch- und Trockenzellenbehandlungen, Sauer-
stoff-, Chelat- und Eigenbluttherapie) ist der Nachweis der Zwangsläufigkeit 
durch ein vor Beginn der Heilmaßnahme ausgestelltes amtsärztliches Gutachten 
oder eine vorherige ärztliche Bescheinigung eines medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung zu führen. 
Im Streitfall ist daher entscheidend, ob es sich bei der Liposuktion um eine 
wissenschaftlich anerkannte Methode zur Behandlung des diagnostizierten 
Lipödems handelt. 
Der Bundesfinanzhof führt zunächst aus, dass eine Behandlungsmethode dann 
wissenschaftlich anerkannt ist, wenn Qualität und Wirksamkeit dem allgemein 
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechen. Das wird 
angenommen, wenn "die große Mehrheit der einschlägigen Fachleute (Ärzte, 
Wissenschaftler)" die Behandlungsmethode befürwortet. 
Sodann legt der Bundesfinanzhof dar, dass im Streitfall für die Würdigung des 
Finanzgerichts, es handele sich um eine nicht wissenschaftlich anerkannte 
Methode, eine nachvollziehbare Ableitung aus einer tragfähigen Tatsachen-
grundlage fehlt. Denn die amtsärztliche Bescheinigung vom Februar 2008, auf 
die sich das Finanzgericht stützt, führt lediglich aus, die Liposuktion ist als Be-
handlungsmethode "nicht anerkannt". Es fehlt jedoch an Darlegungen, die dieses 
Ergebnis im Einzelnen stützen. Entsprechendes gilt von der Aussage des medi-
zinischen Dienstes, es handele sich um eine "unkonventionelle Behandlungsme-
thode". Daraus ergibt sich ebenfalls nicht die fehlende wissenschaftliche Aner-
kennung. Das Urteil des Finanzgerichts beruht somit auf einer nicht tragfähigen 
Tatsachengrundlage. 
 
 
9. Neues zum Reverse-Charge-Verfahren 
 
Die Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen steht seit Monaten im Fokus: 
Nachdem der Bundesfinanzhof die alte Verwaltungsauffassung verworfen 
hatte, wurde diese zunächst angepasst. Jetzt wird die bisherige Regelung 
zum 1.10.2014 gesetzlich festgeschrieben und das Bundesfinanzministeri-
um nimmt u. a. zum Thema Vertrauensschutz für die Altfälle Stellung. 
Neben den allgemeinen Grundsätzen, die sich aus der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs ergeben, stellt die Finanzverwaltung noch einmal besonders 
heraus, dass die Beteiligten auch in den Altfällen (Leistungen bis zum 14.2.2014) 
– einvernehmlich – an der bisherigen Behandlung festhalten können. In diesen 
Fällen ergeben sich für alle Beteiligten keine Konsequenzen aus der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs. 
Beantragt der Leistungsempfänger aber die von ihm im Reverse-Charge-
Verfahren berechnete und an das Finanzamt abgeführte Umsatzsteuer, da er in 
den Altfällen nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht Steuer-
schuldner geworden sei, ist die Steuerfestsetzung gegenüber dem leistenden 
Unternehmer zu ändern, soweit nicht Festsetzungsverjährung eingetreten ist. Die 
Finanzverwaltung geht inhaltlich nicht auf eventuelle Vertrauensschutztatbestän-
de für den leistenden Unternehmer ein und wiederholt lediglich die Aussage, 
dass der Änderung der Steuerfestsetzung gegen den leistenden Unternehmer 
der Vertrauensschutz bei der Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden 
nicht entgegensteht. 
 
 
10. Firmenwagen: Bemessung der anteiligen Kosten bei 

Leasingsonderzahlung 
 
Verteilt der bilanzierende Arbeitgeber eine Leasingsonderzahlung durch 
Bilden eines aktiven Rechnungsabgrenzungspostens auf die Laufzeit des 
Vertrags, sind die auf private Fahrten des Arbeitnehmers entfallenden 
Aufwendungen nur aus dem Teil der Leasingsonderzahlung zu berechnen, 
der sich bei dem Arbeitgeber in diesem Jahr gewinnmindernd auswirkt. 
Hintergrund 
Die GmbH hatte ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer einen geleasten Pkw 



 
 
auch zur privaten Nutzung überlassen. Den Wert der Privatnutzung ermittelte sie 
anhand des Fahrtenbuchs als den entsprechenden Anteil an den bei ihr als 
betrieblichen Aufwand gebuchten Kosten. Die vereinbarte Leasingsonderzahlung 
ging deshalb nur insoweit in die anteiligen Kosten ein, als sie nicht im Wege 
eines Rechnungsabgrenzungspostens auf die folgenden Jahre zu verteilen war. 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, die Leasingsonderzahlung sei trotz dieser 
bilanzmäßigen Behandlung bei der Ermittlung der anteiligen Kosten in voller 
Höhe anzusetzen. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht sah in der Sonderzahlung ein vorausgezahltes Nutzungsent-
gelt. Der Wert der Pkw-Nutzung dürfe nicht davon beeinflusst werden, ob der 
Arbeitgeber eine Leasingsonderzahlung vereinbare oder höhere laufende Raten. 
Aufgrund ähnlicher Erwägungen habe der Bundesfinanzhof anstelle von Sonder-
abschreibungen die Normal-Abschreibung angesetzt. 
 
 
11. Benachteiligung wegen des Geschlechts bei der Be-

werbung? 
 
Werden Frauen im Bewerbungsverfahren nicht berücksichtigt, weil sie 
Kinder im Grundschulalter haben, stellt dies eine Benachteiligung im Sinne 
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes dar. Dieses Motiv muss aber 
eindeutig festgestellt werden, so das Bundesarbeitsgericht in einem aktuel-
len Fall. 
Im Einstellungsverfahren dürfen Bewerber nicht aufgrund ihres Geschlechts 
benachteiligt werden. Das betrifft nicht nur unmittelbare, sondern auch mittelbare 
Benachteiligungen. Bei einer mittelbaren Benachteiligung wegen des Ge-
schlechts kann die besondere Benachteiligung des einen Geschlechts durch ein 
dem Anschein nach neutrales Kriterium mit einem Verweis auf statistische 
Erhebungen dargelegt werden. Die herangezogene Statistik muss aussagekräf-
tig, d. h. für die umstrittene Fallkonstellation gültig sein. 
Hintergrund 
Die Beklagte betreibt einen lokalen Radiosender und suchte im Frühjahr 2012 für 
eine Vollzeitstelle eine Buchhaltungskraft mit abgeschlossener kaufmännischer 
Ausbildung. Die Klägerin bewarb sich auf diese Stelle im April 2012, im beigefüg-
ten Lebenslauf wies sie auf ihre Ausbildungen als Verwaltungsfachfrau und zur 
Bürokauffrau hin. Außerdem gab sie dort an "Familienstand: verheiratet, ein 
Kind". 
Anfang Mai 2012 erhielt die Klägerin eine Absage, auf dem zurückgesandten 
Lebenslauf war der Angabe zum Familienstand hinzugefügt "7 Jahre alt!", dies 
und die von der Klägerin stammende Angabe "ein Kind" war unterstrichen. Die 
Klägerin sieht sich als Mutter eines schulpflichtigen Kindes, die eine Vollzeitbe-
schäftigung anstrebt, benachteiligt. 
Die Notiz der Beklagten auf ihrem Lebenslauf spreche dafür, dass die Beklagte 
Vollzeittätigkeit und die Betreuung eines 7-jährigen Kindes nicht oder nur 
schlecht für vereinbar halte. Die Beklagte hat eine Entschädigung wegen einer 
Benachteiligung aufgrund des Geschlechts abgelehnt. Sie hat darauf verwiesen, 
eine junge verheiratete Frau eingestellt zu haben, die über eine höhere Qualifika-
tion verfüge. 
Entscheidung 
Die Revision der Beklagten, die vom Landesarbeitsgericht wegen mittelbarer 
Benachteiligung der Klägerin zu einer Entschädigung in Höhe von 3.000 EUR 
verurteilt worden war, hatte vor dem Achten Senat des Bundesarbeitsgerichts 
Erfolg. 
Die vom Berufungsgericht herangezogene Statistik (Mikrozensus) für den Anteil 
von Ehefrauen mit Kind an der Gesamtzahl der Vollbeschäftigten lässt keine 
Aussagen für den Fall der Klägerin zu. Das Landesarbeitsgericht als Tatsachen-
gericht wird aber zu prüfen haben, ob in dem Verhalten der Beklagten nicht eine 
unmittelbare Benachteiligung der Klägerin als Frau zu sehen ist, was eine Ausle-
gung des Vermerks auf dem zurückgesandten Lebenslauf erfordert. 
 
 
12. Einspruch durch einfache E-Mail ist unwirksam 
 
Mit einer einfachen E-Mail kann der Bescheid einer Behörde nicht wirksam 
angefochten werden. Betroffene müssen damit rechnen, dass der Be-
scheid, gegen den sie sich wenden wollen, deshalb mangels wirksamer 
Anfechtung zu ihren Ungunsten bestandskräftig wird. 
Hintergrund 
Im Streitfall hatte die Mutter eines volljährigen Kindes gegen den Aufhebungs- 
und Rückforderungsbescheid der Familienkasse lediglich mit einfacher E-Mail 
Einspruch eingelegt. Die Familienkasse wertete die einfache E-Mail zwar als 
wirksamen Einspruch, wies diesen Einspruch jedoch in der Sache als unbegrün-
det zurück. 
Entscheidung 
Die hiergegen erhobene Klage der Mutter hatte keinen Erfolg. Das Hessische 
Finanzgericht entschied, dass der mit der einfachen E-Mail angegriffene Be-
scheid – entgegen der übereinstimmenden Auffassung der Klägerin und der 
Familienkasse – bereits mangels wirksamer Anfechtung bestandskräftig gewor-
den ist. Denn ein lediglich mittels einfacher E-Mail eingelegter Einspruch genüge 
den gesetzlichen Erfordernissen nicht. Eine Entscheidung zu der Frage, ob der 
Bescheid inhaltlich rechtmäßig war, sei deshalb nicht mehr zu treffen. 
Im Einzelnen hat das Hessische Finanzgericht darauf hingewiesen, dass eine 
elektronische Einspruchseinlegung zwingend mit einer sog. qualifizierten elekt-
ronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen sei. Hierdurch werde 
sichergestellt, dass die besonderen Zwecke der bisher üblichen Schriftform im 
Zeitpunkt der Rechtsbehelfseinlegung auch im modernen elektronischen 
Rechtsverkehr erfüllt werden. Nur durch die qualifizierte elektronische Signatur 

könne gewährleistet werden, dass der E-Mail neben dem Inhalt der Erklärung 
auch die Person, von der sie stammt, hinreichend zuverlässig entnommen 
werden könne. Außerdem werde sichergestellt, dass es sich hierbei nicht nur um 
einen Entwurf handele, sondern dass die E-Mail mit dem Wissen und dem Willen 
des Betroffenen der Behörde zugeleitet worden sei. Dies werde auch durch die 
gesetzlichen Regelungen des ab dem 1.8.2013 in Kraft getretenen sog. E-
Government-Gesetzes belegt. Denn der Gesetzgeber habe dort bewusst auf die 
Versendung elektronischer Dokumente nach dem De-Mail-Gesetz und eben 
nicht auf die allgemein gebräuchliche E-Mail-Kommunikation zurückgegriffen. 
Schließlich könne sich die Klägerin nicht darauf stützen, dass Finanzbehörden 
und Familienkassen in der Praxis bisher auch einfache E-Mails als formwirksa-
men Einspruch angesehen hätten. Denn der Verwaltung stehe es aufgrund des 
Prinzips der Gewaltenteilung nicht zu, mittels Richtlinien (hier: des Anwendungs-
erlasses zur Abgabenordnung) die gesetzlichen Formerfordernisse außer Kraft 
zu setzen. Weil im konkreten Streitfall seit der Einspruchseinlegung durch einfa-
che E-Mail mehr als ein Jahr vergangen war, könne sich die Klägerin schließlich 
auch nicht auf mangelndes Verschulden im Rahmen eines sog. Widereinset-
zungsantrags berufen. 
 
 
13. Elektronische Kontoauszüge werden als Buchungsbe-

leg anerkannt 
 
In Zeiten von Online-Banking sind elektronische Kontoauszüge mittlerweile 
an der Tagesordnung. Für Unternehmen war die Frage nach deren steuerli-
chen Anerkennung aber bislang mit erheblichen (Rechts-)Unsicherheiten 
behaftet, weshalb viele dem guten alten Papierkontoauszug den Vorzug 
gaben. Nun scheint sich die Finanzverwaltung aber zu öffnen. 
Das Bayerische Landesamt für Steuern hat sich bereits ausführlich zu den 
steuerlichen Anforderungen geäußert, die an die Aufbewahrung von elektroni-
schen Kontoauszügen gestellt werden. Demnach reicht der bloße Ausdruck von 
elektronischen Auszügen bei Bankkunden mit Gewinneinkünften nicht aus, da 
dieser Ausdruck beweisrechtlich nicht den originären Papierkontoauszügen 
gleichgestellt ist, sondern lediglich eine Kopie des elektronischen Kontoauszugs 
darstellt. Nach der Weisung muss auch das originär digitale Dokument aufbe-
wahrt werden. Das genutzte Datenverarbeitungsverfahren muss dabei sicherstel-
len, dass alle erfassten Datenbestände nicht nachträglich unterdrückt oder ohne 
Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht werden 
können. Bei originär digitalen Dokumenten muss der Unternehmer gewährleis-
ten, dass eine Bearbeitung während des Übertragungsvorgangs ausgeschlossen 
ist. Sofern Kontoumsatzdaten in auswertbaren Formaten (z. B. als xls- oder csv-
Datei) übermittelt werden, muss sichergestellt sein, dass die empfangenden 
Daten durchgängig unveränderbar sind. Eine Aufbewahrung von xls- oder csv-
Dateien genügt daher häufig nicht den steuerlichen Anforderungen. 
Eingabe der Deutschen Kreditwirtschaft 
Unter maßgeblicher Initiative des Bankenverbands hat sich in der Vergangenheit 
die Deutsche Kreditwirtschaft (DK) stark für die steuerliche Anerkennung des 
elektronischen Kontoauszugs eingesetzt. In einer Eingabe vom 1.4.2014 an das 
Bundesfinanzministerium hatte sich die DK für die steuerliche Anerkennung von 
elektronischen Kontoauszügen im PDF-Format ausgesprochen. Die Deutsche 
Kreditwirtschaft argumentiert dabei insbesondere mit folgender bestehender 
Diskrepanz: 

· Kontoauszüge, die eine Rechnung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 
sind: Kreditinstitute rechnen bestimmte Leistungen gegenüber ihren Kun-
den regelmäßig durch die Ausstellung von Kontoauszügen ab. Diese 
Rechnungsstellung wird von der Finanzverwaltung bereits anerkannt, zu-
dem ist es mittlerweile rechtssicher möglich, über umsatzsteuerpflichtige 
Leistungen via elektronischem Kontoauszug abzurechnen, da die steuer-
lichen Anforderungen an die Übermittlung elektronischer Rechnungen 
deutlich herabgesetzt wurden. 

· Kontoauszüge, die keine Rechnung sind: Die Deutsche Kreditwirtschaft 
kritisiert, dass elektronische Kontoauszüge, die keine Rechnung sind und 
lediglich die laufende Geschäftsbeziehung abbilden, momentan noch hö-
here steuerliche Anforderungen erfüllen müssen als Rechnungen. Es sei 
kein Grund ersichtlich, warum ein elektronisch übermittelter Kontoauszug 
strenger gehandhabt wird als eine elektronisch übermittelte Rechnung. 
Daher müssten Kontoauszüge auch im PDF-Format versandt und archi-
viert werden dürfen. 

Öffnung des Bundesfinanzministeriums 
Mit Antwort vom 24.7.2014 führt das Bundesfinanzministerium aus, dass die 
obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder beschlossen haben, ab 
sofort auch elektronische Kontoauszüge als Buchungsbeleg anzuerkennen, 
wenn 

· der Auszug beim Eingang vom Unternehmer auf seine Richtigkeit geprüft 
wird und 

· er dieses Vorgehen dokumentiert/protokolliert. 

Explizit zu Kontoauszügen im PDF-Format äußert sich das Ministerium jedoch 
nicht. 
Das Bundesfinanzministerium weist aber darauf hin, dass die obersten Finanz-
behörden anregen, dass Kreditinstitute ihren Bankkunden für einen Zeitraum von 
10 Jahren kostenlos eine Zweitschrift ihrer Kontoauszüge bereitstellen, sodass 
im Rahmen von Betriebsprüfungen zu keinem Zeitpunkt die Gefahr besteht, dass 
fehlende Auszüge nicht nachgeliefert oder verdächtige Buchungsbelege nicht 
durch die Zweitschrift entkräftet werden können. 
 
 



 
 
14. Der gesetzliche Zinssatz von 6 % pro Jahr ist nicht 

verfassungswidrig 
 
Der Bundesfinanzhof hält den gesetzlichen Zinssatz von 6 % pro Jahr nicht 
für verfassungswidrig und sieht deshalb von einer Vorlage an das Bundes-
verfassungsgericht ab. 
Hintergrund 
Zu entscheiden war, ob der typisierte gesetzliche Zinssatz von 0,5 % pro Monat 
(= 6 % pro Jahr) für Aussetzungszinsen noch verfassungsgemäß ist. 
Eheleute veräußerten im April 2002 eine im November 1996 erworbene Eigen-
tumswohnung. Im Einkommensteuerbescheid 2002 unterwarf das Finanzamt 
den Veräußerungsgewinn von rund 62.000 EUR der Einkommensteuer. Mit 
ihrem Einspruch beriefen sich die Eheleute auf die Verfassungswidrigkeit der 
rückwirkenden Verlängerung der Spekulationsfrist. Auf ihren Antrag gewährte 
das Finanzamt die Aussetzung der Vollziehung in Höhe der auf den Veräuße-
rungsgewinn entfallenden Steuer (rund 30.000 EUR). 
Nach Ergehen der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in 2010, dass 
die Verlängerung der Spekulationsfrist von 2 auf 10 Jahre teilweise verfas-
sungswidrig und nichtig ist, behandelte das Finanzamt nur noch einen Teil (rund 
34.000 EUR) des Veräußerungsgewinns als steuerpflichtig und setzte die Ein-
kommensteuer entsprechend niedriger fest. Die Aussetzung der Vollziehung 
wurde aufgehoben. Für den Zeitraum der Aussetzung (11.11.2004 bis 21.3.2011 
= 76 Monate) setzte das Finanzamt im März 2011 die strittigen Aussetzungszin-
sen in der gesetzlichen Höhe (0,5 % pro Monat) mit 6.023 EUR fest. 
Die dagegen gerichtete Klage, mit der die Eheleute vortrugen, es habe sich 
mittlerweile ein Niedrigzinsniveau stabilisiert, wies das Finanzgericht mit der 
Begründung ab, dem Gesetzgeber stehe eine gewisse Beobachtungszeit zu, 
bevor eine Anpassung an geänderte Verhältnisse notwendig werde. 
Entscheidung 
Auch vor dem Bundesfinanzhof war den Eheleuten kein Erfolg beschieden. Der 
Bundesfinanzhof verneint – jedenfalls für den Streitzeitraum bis März 2011 – 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen den typisierten Zinssatz. Er lehnte daher 
eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht ab und wies die Revision zurück. 
Zunächst verweist der Bundesfinanzhof auf den weitreichenden Entscheidungs-
spielraum des Gesetzgebers im Bereich des Steuerrechts. Um das Massenver-
fahren praktikabel zu handhaben, sind Typisierungen und Vereinfachungen 
unerlässlich. Zwar lag der Effektivzinssatz für Einlagen privater Haushalte deut-
lich unter dem gesetzlichen Zinssatz. Für den Vergleich ist jedoch auch der 
Darlehenszinssatz (Finanzierung von Steuernachzahlungen) heranzuziehen. Bei 
dem Vergleich mit diesem Zinssatz hält sich der gesetzliche Satz (6 % pro Jahr) 
noch in einem angemessenen Rahmen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass 
die Forderungen des Finanzamts regelmäßig nicht besichert sind, sodass der 
(höhere) Zinssatz für unbesicherte Darlehen heranzuziehen wäre. 
Sodann betont der Bundesfinanzhof, dass sich der Marktzins erst nach dem 
streitgegenständlichen Verzinsungszeitraum (März 2011) auf relativ niedrigem 
Niveau stabilisiert hat. Der Bundesfinanzhof hatte daher im Streitfall nicht zu 
entscheiden, ob sich die wirtschaftlichen Verhältnisse für die Folgezeit so ent-
scheidend geändert haben, dass die gesetzgeberische Entscheidung durch 
neue, im Zeitpunkt des Gesetzeserlasses noch nicht abzusehende Entwicklun-
gen entscheidend in Frage gestellt wird. 
 
 
15. Vorauszahlung von Zahnbehandlungskosten als Ge-

staltungsmissbrauch 
 
Die Vorauszahlung der gesamten Kosten einer sich über mehrere Jahre 
erstreckenden Zahnbehandlung zum Zwecke des Abzugs der Gesamtkos-
ten im Zahlungsjahr als außergewöhnliche Belastung kann gestaltungs-
missbräuchlich sein. 
Hintergrund 
Streitig war, ob im Streitjahr 2009 vorausbezahlte Kosten einer Zahnbehandlung 
in Höhe von 45.000 EUR in diesem Jahr als außergewöhnliche Belastung ab-
zugsfähig sind. Die Behandlung erstreckte sich über 2 Jahre. Die Zahlung erfolgt 
nicht aufgrund einer Festkostenvereinbarung, sondern als Vorauszahlung auf die 
anfallenden Gesamtkosten, bevor der größte Teil der Behandlung sowie die 
erforderlichen prothetischen Maßnahmen durchgeführt wurden. Der Steuer-
pflichtige erhielt im Streitjahr von seinem früheren Arbeitgeber eine Abfindung in 
Höhe von 250.000 EUR für die Beendigung seines Arbeitsverhältnisses zum 
31.12.2008. 
Das Finanzamt sah in der Geltendmachung des vorausgezahlten Betrags einen 
Gestaltungsmissbrauch und berücksichtigte im Schätzwege lediglich die Kosten, 
die in 2009 auf bereits angefallene Zahnbehandlungen entfielen. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage des Steuerpflichtigen ab. Zwangsläufig ent-
standene Krankheitskosten sind grundsätzlich im Veranlagungszeitraum der 
Verausgabung, vermindert um zu erwartende Ermäßigungen, zu berücksichti-
gen. Ein zum Abzug im Jahr der Verausgabung in voller Höhe berechtigender 
Zahlungsabfluss liegt jedoch dann nicht vor, wenn zum Steuerabzug berechti-
gende Kosten ohne wirtschaftlich vernünftigen Grund vorausgezahlt werden, weil 
die Vorauszahlung in diesem Fall einen Missbrauch von rechtlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten darstellt. 
Im Streitfall lag kein wirtschaftlich vernünftiger außersteuerrechtlicher Grund 
dafür vor, dass der Steuerpflichtige die gesamten Kosten der sich über einen 
Zeitraum von fast 2 Jahren erstreckenden Zahnbehandlung bereits bei Beginn 
der Behandlung im Dezember 2009 vorausbezahlt hat. Einzig verbleibender 
Grund für die Vorauszahlung im Dezember 2009 war daher die Erzielung eines 
maximalen Steuervorteils, der sich vor allem daraus ergab, dass der Steuer-
pflichtige wegen der im Streitjahr erhaltenen Abfindung in Höhe von 250.000 

EUR einer hohen Steuerprogression unterlag. Entsprechend war daher als 
außergewöhnliche Belastung nur der Teil der Kosten der Zahnbehandlung im 
Streitjahr abzugsfähig ist, der im Fall einer angemessenen Gestaltung entstan-
den wäre. 
 
 
16. Bekanntgabe im Ferrari-Fax-Verfahren 
 
Die Bekanntgabe eines Bescheids durch Telefax ist erst mit dem Ausdruck 
durch das Empfangsgerät wirksam. 
Hintergrund 
Die Entscheidung hat nichts mit dem PS-starken Superflitzer aus Italien zu tun. 
Es geht hier um das sog. Ferrari-Fax-Verfahren der Finanzverwaltung. Dabei 
schickt der Sachbearbeiter des Finanzamts eine E-Mail mit einer angehängten 
Datei, die den Text des zu faxenden Schreibens (wie im Streitfall die Ein-
spruchsentscheidung) enthält, über das Intranet der Finanzverwaltung an deren 
Rechenzentrum. Das Rechenzentrum wandelt die Textdatei in ein Telefax um 
und sendet es über das Telefonnetz mittels Tonsignalen an die angegebene 
Nummer. Die E-Mail wird nicht mit einer elektronischen Signatur versehen. Liegt 
das Zeichnungsrecht beim Sachgebietsleiter, muss dieser den Steuerfall an 
seinem Computer freigeben, bevor die E-Mail verschickt werden kann. 
Der Fall 
Im Streitfall hatte A (ein Steuerberater) gegen mehrere Bescheide Einspruch 
eingelegt. Das Finanzamt wies den Einspruch mit einer zusammengefassten 
Einspruchsentscheidung vom 17.9.2008 zurück. Entsprechend dem Ferrari-Fax-
Verfahren veranlasste es die Übersendung der Einspruchsentscheidung über 
das Rechenzentrum. Bei dem Telefaxgerät des A handelte es sich um ein Multi-
funktionsgerät, das neben dem Empfang und Versenden von Faxen als Drucker, 
Scanner und Kopierer genutzt wird. 
Auf eine Mahnung des Finanzamts wegen nichtgezahlter Steuern machte A 
geltend, das Telefax mit der Einspruchsentscheidung sei im Gerät seines Büros 
nicht eingegangen. Das damals genutzte Gerät habe eingehende Telefaxe 
automatisch ausgedruckt. Er habe jedoch, wie sich auch aus seinem Postein-
gangsbuch ergebe, keinen entsprechenden Ausdruck vorgefunden. Die Ein-
spruchsentscheidung sei daher nicht wirksam bekanntgeben worden. A erhob 
am 20.11.2008 Klage und trug vor, mangels Bekanntgabe der Einspruchsent-
scheidung sei die Klage nicht verfristet. Das Finanzgericht stellte durch Zwi-
schenurteil die Zulässigkeit der Klage fest. Dagegen richtete sich die Revision 
des Finanzamts. 
Entscheidung 
Auch der Bundesfinanzhof geht von der Zulässigkeit der Klage aus. 
Der Bundesfinanzhof führt zunächst aus, dass die gesetzlich gebotene Schrift-
form auch durch die Übersendung per Telefax (Computerfax oder Funkfax) 
gewahrt ist. Es handelt sich dabei nicht um einen elektronischen Verwaltungsakt, 
sodass für die Wirksamkeit keine elektronische Signatur erforderlich ist. Das gilt 
auch für die Übersendung im Ferrari-Fax-Verfahren. 
Sodann stellt der Bundesfinanzhof klar, dass die wirksame Bekanntgabe eines 
Bescheids (hier: Einspruchsentscheidung) durch Telefax erst mit dem Ausdruck 
durch das empfangende Telefaxgerät vorliegt. Nach dem Vortrag des A und den 
Feststellungen des Finanzgerichts ist jedoch der bei dem Gerät des A vorgese-
hene automatische Ausdruck tatsächlich nicht erfolgt. Die einmonatige Frist zur 
Klageerhebung wurde daher nicht in Lauf gesetzt und die Klage ist nicht 
verfristet. 
 
 
17. Auch Minijobber haben Urlaubsanspruch 
 
Ferienzeit heißt auch Urlaubszeit für die Unternehmen. Das gilt natürlich 
nicht nur für Vollzeitkräfte. Ebenso Aushilfen wie z. B. 450 EUR-
Beschäftigte haben einen Urlaubsanspruch – mit denselben kniffligen 
Fragen, die auch bei anderen Teilzeitbeschäftigten entstehen. 
Der Gesetzgeber hat es in § 2 Abs. 2 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 
klar zum Ausdruck gebracht: Die geringfügige Beschäftigung ist eine Sonderform 
des Teilzeitarbeitsverhältnisses. Insoweit bestehen für diese Arbeitnehmer 
überwiegend dieselben Rechte und Pflichten wie für Vollzeitbeschäftigte. Unab-
hängig davon also, wie geringfügig Beschäftigte sozialversicherungsrechtlich zu 
behandeln sind (als geringfügig entlohnte oder als kurzfristig Beschäftigte): Rein 
arbeitsrechtlich stehen ihnen grundsätzlich genauso Urlaubstage oder z. B. auch 
Entgeltfortzahlung zu. 
Urlaubsanspruch auch für Minijobber 
Wie lange Minijobber im Jahr Urlaub machen können, das kann – ebenso wie bei 
anderen Teilzeitarbeitsverhältnissen – in Einzelfällen schwierig zu berechnen 
sein. Auch die Höhe des Urlaubsentgelts sowie die des zusätzlich vom Arbeitge-
ber etwa versprochenen Urlaubsgelds bieten immer wieder Anlass für Auseinan-
dersetzungen zwischen Teilzeitbeschäftigten und Arbeitgeber. 
Grob zusammengefasst ist zunächst zu unterscheiden zwischen Teilzeitbeschäf-
tigten, die an den gleichen Wochentagen vor Ort sind wie Ihre Vollzeitkollegen 
(jedoch weniger pro Tag arbeiten) und jenen Mitarbeitern, die an weniger Ar-
beitstagen innerhalb einer Woche tätig sind. 
Gleiche Wochenarbeitstage, gleiche Urlaubstage 
Im ersten Fall stehen bei Teilzeitbeschäftigten, also auch bei Minijobbern, gleich 
viele Urlaubtage auf der Habenseite wie bei den Vollzeitbeschäftigten. Der 
Unterschied wirkt sich im Urlaubsentgelt aus, das sich nach dem durchschnittli-
chen Arbeitsverdienst der vergangenen 13 Wochen vor Urlaubsbeginn bemisst. 
Arbeiten Teilzeitbeschäftigte regelmäßig an weniger Wochentagen, so ist die 
Zahl der Urlaubstage entsprechend zu verringern. Das Verhältnis entspricht 
jenem, in dem die tatsächlichen Beschäftigungstage zu den Werktagen des 
Kalenderjahres stehen. Bei einem Erholungsurlaub von 25 Tagen im Jahr und 
einer 5-Tage-Woche im Betrieb, besteht bei 3 regelmäßigen Wochenarbeitsta-



 
 
gen z. B. ein Urlaubsanspruch von 15 Tagen (25 Urlaubstage/5 Wochenarbeits-
tage x 3 regelmäßige Arbeitstage). 
Urlaub auch mit Teilzeitkräften abstimmen 
Auch Teilzeitkräfte sind auf Urlaub in der Ferienzeit angewiesen, sodass sich 
häufig die Urlaubswünsche verschiedener Mitarbeiter überschneiden. Einigen 
sich die Mitarbeiter nicht, so kann der Arbeitgeber Urlaubswünsche von Mitarbei-
tern ablehnen, wenn diese den Planungen der Kollegen entgegenstehen, die 
unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdienen. Es besteht jedoch kein 
genereller Vorrang der Arbeitnehmer mit betreuungs- oder schulpflichtigen 
Kindern. Letztlich ist immer im Einzelfall abzuwägen. Eventuell kann auch eine 
Betriebsvereinbarung sinnvoll sein, die die Grundsätze zur Urlaubsgewährung 
regelt. 
 
 
18. Beginn der Einspruchsfrist: Wann der Einwurf in den 

Briefkasten nicht genügt 
 
Wann gilt ein Finanzgerichtsurteil als zugestellt, wenn auf dem Brief das 
Datum der Zustellung nicht vermerkt ist? Eine Streitfrage, die sogar die 
Senate des Bundesfinanzhofs spaltete. Der Große Senat hat nun entschie-
den. 
Die Einspruchsfristen im Steuerrecht haben ihre Tücken, insbesondere dann, 
wenn noch Feiertage zu berücksichtigen sind. Das bereitete in einer aktuellen 
Auseinandersetzung auch dem Bundesfinanzhof einiges Kopfzerbrechen. 
Der Streitfall 
In dem Streit hatte das Finanzgericht eine Klage abgewiesen, aber zur Revision 
zugelassen. Der Zusteller hatte den Brief mit dem Urteil am Vormittag des 
24.12.2008 in den Briefkasten der bevollmächtigten Rechtsanwaltssozietät 
eingesteckt. Dabei vergaß er allerdings, auf dem Briefumschlag den gesetzlich 
vorgeschriebenen Vermerk über das Datum der Zustellung anzubringen. Als die 
Kanzlei nach den Weihnachtsfeiertagen am 29.12.2008 wieder öffnete, fanden 
die Mitarbeiter den undatierten Brief vor. Der bevollmächtigte Anwalt ging daher 
von einer Zustellung an jenem Tag aus und legte entsprechend Revision ein, die 
beim Bundesfinanzhof am 27.1.2009 einging. 
Der zuständige VIII. Senat des Bundesfinanzhofs hielt die Revision jedoch für 
verspätet, weil die Monatsfrist schon am 24.12.2008 (Heiligabend) begonnen 
habe. Begründung: Auch am Heiligabend könne davon ausgegangen werden, 
dass Postsendungen, die bis mittags eingeworfen werden, beim Adressaten 
landen. Allerdings hatten andere Senate des Bundesfinanzhofs schon die Auf-
fassung vertreten, dass ein solcher Brief erst dann als zugegangen gelten kann, 
wenn der Empfänger ihn nachweislich in Händen hält. Nach dieser Interpretation 
wäre die Frist beim Eingang des Revisionsschreibens am 27. Januar 2009 noch 
nicht abgelaufen gewesen. 
Großer Senat entscheidet großzügig 
Wegen der unterschiedlichen Auffassungen innerhalb der Senate musste der 
Fall zur Klärung an den Großen Senat. Der legte die Fristenregelung großzügi-
ger aus als die Kollegen vom VIII. Senat. Die Richter hoben dabei auf den 
Unterschied zwischen Zugang und Zustellung ab. So sei nach dem BGB für eine 
Willenserklärung der Zugang erforderlich. Das sei der Fall, wenn diese Willens-
erklärung in den Bereich des Empfängers, also zum Beispiel in seinen Briefkas-
ten, gelangt ist. Bei einer Zustellung liege der Fall jedoch anders, betonten sie. 
Sind nämlich zwingende Zustellungsvorschriften nicht eingehalten worden, gilt 
die Willenserklärung erst zu dem Zeitpunkt als zugestellt, in dem das Schriftstück 
dem Empfänger "tatsächlich zugegangen" ist. Denn eine vorschriftswidrige 
Zustellung solle erst dann eine Frist auslösen, wenn der Empfänger tatsächlich 
und nicht nur potenziell Kenntnis genommen hat. Daher habe derjenige das 
Risiko einer misslungenen Zustellung zu tragen, der mit der Zustellung fristge-
bundene Rechtsfolgen auslösen wolle. Daher muss der VIII. Senat nun in der 
Revision im eigentlichen Streitfall entscheiden. 
 


